
Transparenten zum Ausdruck brachten: „Der III. Par­
teitag — Parteitag des deutschen Volkes.“ Noch nie in 
der Geschichte der Arbeiterbewegung kam auf einem 
Parteitag so sichtbar zum Ausdruck, daß die Partei der 
Werktätigen, die Sozialistische Einheitspartei Deutsch­
lands, sich mit den Interessen des ganzen deutschen 
Volkes beschäftigt, wie hier, als geleitet von den Inter­
essen des gesamten Volkes der Fünf jahrplan entwickelt 
wurde. Wenn der Fünfjahrplan zu einem Gesetz er­
hoben ist, wird er das oberste Gesetz der Republik sein. 
Nach diesem Gesetz wird die Verwaltung, werden die 
volkseigenen und Privatbetriebe zu arbeiten haben. Die 
Sicherheitsorgane aber, wie Polizei, staatliche Kontroll­
kommissionen, Ministerium für Staatssicherheit und 
nicht zuletzt die Justiz werden gemeinsam und jeder 
für sich dafür Sorge zu tragen haben, daß dieser Plan 
mit aller Kraft erfüllt und durch keinerlei Gegen­
kräfte gestört wird.

Die Justiz aber hat die besondere Aufgabe, den 
Widersachern des Fünfjahrplanes, den Saboteuren und 
Schiebern und den Agenten, ganz gleich, aus welchem 
Lager sie kommen, ihr Handwerk zu legen. Je eifriger 
die Deutsche Demokratische Republik, ihre Regierung 
und ihre Bevölkerung durch den Fünf jahrplan sich 
aufwärts entwickeln, um so stärker wird der Klassen­
kampf. Die amerikanischen Imperialisten und ihre west­
deutschen Agenten arbeiten daran, uns Schwierigkeiten 
zu machen. Die Justiz in der Deutschen Demokratischen 
Republik nimmt die Anerkennung aus dem Bericht zum
III. Parteitag entgegen. Sie achtet die an ihr geübte 
Kritik und verpflichtet sich, noch wachsamer, noch kon­
sequenter die demokratische Gesetzlichkeit zu fördern, 
zur Sicherung der demokratischen Ordnung beizutragen, 
nach ihren Kräften mitzuwirken an der Erfüllung des 
Fünf jahrplanes, aber unbarmherzig gegen die Feinde 
der Republik anzukämpfen im Interesse der Werk­
tätigen, zum Wohle der Deutschen Demokratischen Re­
publik, für die Einheit Deutschlands und für die Siche­
rung des Friedens in der Welt. Wenn wir, in der Justiz 
Tätigen, unsere Aufgabe so sehen, dann arbeiten wir 
im Sinne der Beschlüsse des III. Parteitages.

Gegen die vorzeitige Entlassung von 
Faschisten

Die am 17. August 1950 zum Gewerkschaftstag 
versammelten Angestellten des Ministeriums der 
Justiz der Deutschen Demokratischen Republik 
beschlossen folgende Resolution:

Voller Entrüstung protestieren alle Angehörigen 
des Ministeriums der Justiz der Deutschen Demokra­
tischen Republik gegen die auf Befehl der amerika­
nischen Hohen Kommission am 16. August 1950 erfolgte 
vorzeitige Entlassung von 8 ehemaligen führenden 
Faschisten, die wegen Verbrechen gegen die Mensch­
lichkeit zu langjährigen Gefängnisstrafen verurteilt 
worden sind.

Dies geschieht in einer Zeit, in der in der Deut­
schen Demokratischen Republik faschistische Umtriebe 
nicht mehr möglich sind und wir alle Kräfte zur Be­
seitigung der durch den hitlerischen Raubkrieg ent­
standenen Schäden und für den Aufbau eines neuen 
demokratischen Deutschland einsetzen, damit ganz 
Deutschland in Zusammenarbeit mit allen friedlie­
benden Völkern in Frieden einer besseren Zukunft 
entgegen gehen kann.

Dies geschieht zu der gleichen Zeit, da der ameri­
kanische Imperialismus, der das Erbe der Nazis an­
getreten hat und sich faschistischer Methoden zur 
Verwirklichung seiner Weltherrschaftspläne bedient, 
erkennen muß, daß das Lager des Friedens unaufhalt­
sam wächst und die Lage seiner Interventionstruppen 
in Korea aussichtslos geworden ist.

Wir protestieren gegen diese Provokation, die zeigt, 
daß die in Westdeutschland herrschenden reaktionären 
Kräfte zur Erreichung ihrer Ziele, die gegen das 
deutsche Volk gerichtet sind, solche Kriegsverbrecher 
brauchen und bei dem Versuch, die auch im Westen 
unseres Vaterlandes wachsende Friedensbewegung ab­
zuwürgen, vor keinem Mittel zurückschrecken.

Wir Angehörige des Ministeriums der Justiz pro­
testieren insbesondere gegen die Freilassung des ehe­
maligen Unterstaatssekretärs im nazistischen „Reichs­

justizministerium“, Kurt Rothenberger, der neben an­
deren Verbrechen an der Ausarbeitung des berüchtigten 
„Nacht- und Nebel-Erlasses“ maßgebend beteiligt 
war und des ehemaligen „Generaloberstabsrichters“ 
Rudolf Lehmann, der an der Ausarbeitung des Bar­
barossa-Planes (Plan zum Überfall auf die Sowjet­
union) mitgewirkt hat.

Wir appellieren an alle deutschen Patrioten im 
Westen unserer Heimat dieser Herausforderung der 
imperialistischen Kriegshetzer nicht tatenlos zuzu­
sehen, sondern mit verstärktem Kampf für den 
Frieden zu beantworten. Nur der Sieg der Nationalen 
Front des demokratischen Deutschland gewährleistet 
eine gerechte Bestrafung dieser Verbrecher.

Wahlkundgebung in Neustrelitz
Am 17. August 1950 fand in Neustrelitz eine Kund­

gebung statt, auf der Minister der Justiz Max F e c h -  
n e r , Staatssekretär Ganter-Gilmans und der Vertreter 
des Nationalrates der Nationalen Front, Beer, zur Vor­
bereitung der Wahlen am 15. Oktober 1950 sprachen. 
20 000 Menschen bereiteten ihnen einen begeisterten 
Empfang. Jubelnd wurde der Justizminister Max Fech- 
ner von der FDJ und den Jungen Pionieren begrüßt. 
Die Kundgebungsteilnehmer kamen von nah und fern, 
um den Ausführungen des Vertreters ihrer Regierung 
zu folgen.

In seiner Rede ging der Justizminister davon aus, daß 
die Sicherung des Friedens als die wichtigste politische 
Aufgabe anzusehen ist, und stellte die Frage, ob ange­
sichts der kriegerischen Politik des amerikanischen Im­
perialismus eine so große Aufgabe überhaupt lösbar ist. 
Seine Antwort war eindeutig: „Die Rettung der Welt 
vor einem neuen Kriege in der gegenwärtigen, kon­
kreten historischen Situation ist kein leeres Wunsch­
gebilde, sondern eine reale Möglichkeit! Die weltpoli­
tische Entwicklung beweist, daß das Friedenslager er­
starkt ist, dagegen das Lager der Kriegstreiber 
schwächer und schwächer wird.“ Er wies auf die gigan­
tischen Fortschritte der Sowjetunion in den Jahren nach 
1945, auf die überragende Bedeutung der Befreiung 
Chinas durch das chinesische Volk, auf die fortschritt­
liche Entwicklung der Volksdemokratien und auf die 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik hin, 
die Stalin als einen Wendepunkt in der Geschichte be­
zeichnet hat. „Die Gründung der Deutschen Demokra­
tischen Republik ist fürwahr ein Wendepunkt“, so rief 
Minister Fechner aus, „denn hier haben wir uns ein 
festes Fundament geschaffen, von dem aus wir die 
Kräfte in immer stärkerem Umfang entwickeln können, 
die gegen die völkerrechtswidrige Zerreißung Deutsch­
lands, gegen den Raub von Ruhr und Saar, gegen die 
planmäßige Zerstörung der westdeutschen Friedensin­
dustrie und gegen den Mißbrauch dieses Teiles unseres 
Landes sind!“ Der Minister würdigte sodann die Stärke 
der antifaschistisch-demokratischen Ordnung, die es uns 
ermöglicht, so gewaltige beispielhafte Leistungen auf 
wirtschaftlichem, politischem und kulturellem Gebiet 
hervorzubringen. Er erklärte in diesem Zusammenhang, 
daß sich diese Entwicklung auch in der Gesetzgebung 
widerspiegele und die fortschrittlichste und sozialste 
sei, die es je auf deutschem Boden gegeben habe. Zu 
den Wahlen in der Deutschen Demokratischen Republik 
sagte Max Fechner: „Am 15. Oktober 1950 werden die 
Massen über die Grundfragen, die Lebensfragen der 
Nation entscheiden, und zwar über den Kampf um den 
Frieden und die demokratische Einheit Deutschlands, 
über den Abschluß eines Friedensvertrages und die 
Wiedererlangung der Unabhängigkeit unseres Landes, 
über den Aufbau der Friedenswirtschaft und über die 
Maßnahmen, die zur weiteren Verbesserung der Lebens­
lage der Bevölkerung durchgeführt werden sollen. Sie 
werden mit ihrem Bekenntnis die Waffen schmieden, 
die für den Kampf gegen den westlichen Imperialismus 
notwendig sind, um die Einheit unseres Landes und die 
Souveränität unserer Nation zu erringen.“

Die Kundgebung schloß mit begeisterten Hochrufen 
auf den Präsidenten unserer Republik Wilhelm P i e c k ,  
auf unsere Regierung und auf das Freundschaftsbünd­
nis mit der friedliebenden Sowjetunion und den Volks­
demokratien, nachdem eine von Kundgebungsteilneh­
mern eingebrachte Resolution, in der Walter U l b ­
r i c h t  zum Nationalpreis vorgeschlagen wurde, ange­
nommen worden war. H. K.
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